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Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung zum Urteil des Gerichtshofs zu der gemeinsamen Verkehrspolitik 
und den Leitlinien dieser Politik 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT — 

unter Hinweis auf die Basisberichte über die Gnmdsätze einer 
gemeinsamen Verkehrspolitikrdie von den Herren Kapteyn (Dok. 

6/57 und Dok. 106/61), Müller-Hermann (Dok. 18/62), Mursch 
(Dok. 215/74), Seefeld (Dok. 512/78) und Carossino (Dok. 

1-996/81 und Dok. 1-1138/83) ausgearbeitet wurden, 
xmter Bezugnahme auf den Bericht von Herrn Seefeld (Dok. 

1-420/82) und seine Entschließung vom 16. September 1982^), die 
auf die Erhebung einer Klage gegen den Rat wegen Untätigkeit 
auf dem Gebiet der Verkehrspolitik gemäß Artikel 175 des Ver- 
trags zrur Gründung der EWG abzielten, 
in Kenntnis des Urteüs des Gerichtshofs der Europäischen 
Gemeinschaften vom 22. Mai 1985^), 
in Kenntnis der Entschließungsanträge 

von Herrn Klepsch imd fünf weiteren Unterzeichnern zur ge- 
meinsamen Verkehrspoütik (Dok. 2-389/84), 
von Herrn Antoniozzi imd 24 weiteren Unterzeichnern zu der 
von den zehn MitgUedstaaten der Gemeinschaft anzustrebenden 
Harmoiüsierung der Rechtsvorschriften imd Verfeihrensweisen 
bei Streiks im iimerstaatlichen imd innergemeinschafthchen 
Transportwesen sowie im Verkehr mit Drittstaaten 
(Dok. 2-441/84), 

in Kenntnis des Berichts des Verkehrsausschusses und der Stel- 
lungnahmen des Pohtischen Ausschusses und des Ausschusses für 
Recht und Bürgerrechte (Dok. A2-84/85) — 

A. im Bewußtsein des historischen Charakters und der histori- 
schen Dimension des Urteils des Gerichtshofs in rechtlicher, 
institutioneller und politischer Hinsicht, 

1) ABI. Nr. C 267 vom 11. Oktober 1982, S. 62 

2) Rechtssache 13/83 

Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments - 85 27114 - vom 27. September 
1985. 

Das Europäische Parlament hat die Entschließung in der Sitzung vom 12. September 1985 angenommen. 
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B. in der Überzeugung, daß dieses Urteil für seine Rolle und 
seine Zuständigkeiten im Rahmen des Prozesses der europäi- 
schen Integration von großer Bedeutung ist, 

C. in der Hoffnung, daß das Urteü einen Durchbruch auf dem 
Weg zur Einfühnmg einer gemeinsamen Verkehrspolitik dar- 
stellen wird, 

D. imter Hinweis auf sein imablässig wiederholtes Bemühen, 
eine echte gemeinsame Verkehrspolitik voranzutreiben, die 
für die harmonische Konsolidierung des Binnenmarktes, für 
die Verwirklichimg tatsächlicher wirtschafüicher und sozialer 
Fortschritte, für einen wirksamen Kampf gegen die Arbeitslo- 
sigkeit und eine ausgewogene regionale Enwicklimg absolut 
unerläßlich ist, um so einen wesenüichen Beitrag zur europäi- 
schen Integration imd dem Europa der Bürger zu leisten, 

E. unter Betonung der Tatsache, daß das Urteü den Rat ver- 
pflichtet, seiner Verantwortung in bezug auf die ihm aus dem 
Vertrag erwachsenden Verpflichtungen nachzukommen, und 
daß es außerdem eine Rückkehr zu dem Wülen zu Europa, 
von dem sich die Gründerväter leiten ließen, zur Folge haben 
sollte — 

1. weist darauf hin, daß 

a) sein zuständiger Ausschuß in seinem Bemühen um die 
Verwirklichung einer kohärenten gemeinsamen Verkehrs- 
pohtik 

— seit der Gründung der Gemeinschaft regelmäßig die 
geeignetsten Mittel und Wege für die Einführung einer 
solchen Pohtik, deren Grundsätze und Möglichkeiten 
sie im übrigen in den oben genannten Berichten fest- 
legte, aufgezeigt hat, 

— in Anbetracht des immer besorgniserregenderen Rück- 
stands der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften in die- 
sem Bereich und der offensichtlichen Unfähigkeit des 
Rates, grundlegende Rechtstexte zu verabschieden, 
seine Bemühungen ziu: Überwindung dieser ablehnen- 
den Haltung, insbesondere durch Appelle an die amtie- 
renden Präsidenten des Rates der Verkehrsministe und 
durch die Mobilisierung der für diesen Bereich zw bändi- 
gen Ausschüsse der nationalen Parlamente, verstärkt 
hat, 

— in den vergangenen Jahren seine Wünsche in zahlrei- 
chen Initiativberichten über spezifische Aspekte dieser 
Politik dargelegt hat, 

b) es, nachdem alle im Vertrag vorgesehenen Möglichkeiten 
ohne Erfolg ausgeschöpft waren, bereits 1976 auf der 
Gnmdlage eines Entschließungsantrags (Dok. 202/76) in 
Erwägung gezogen hatte, den Gerichtshof gemäß Artikel 
175 des Vertrags anzurufen, jedoch auf dieses Verfahren 
verzichtet hatte, um dem Rat die Möglichkeit zu geben, die 
notwendigen Bestimmungen im Hinbhck auf die Anwen- 
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dung der Artikel 3 e), 61 und 74 bis 84 des Vertrags zu 
erlassen, 

c) der Rat trotz dieser Vorwarnung eine abwartende Haltung 
eingenommen und es nicht für nötig erachtet hat, seinen 
legitimen Fordenmgen stattzugeben, 

d) Herr Hoffmann und 33 weitere Unterzeichner am 29. Okto- 
ber 1981 im Namen der Fraktion der Europäischen Volks- 
partei einen Entschließungsantrag (Dok. 1-672/81) einge- 
reicht haben, der auf die sofortige Erhebung einer Untätig- 
keitsklage gegen den Rat beim Gerichtshof abzielte, 

e) dieser Entschließungsantrag zu einem Bericht von Herrn 
Seefeld (Dok. 1-420/82) und zu seiner Entschüeßung vom 
16. September 1982 führte, in der sein Präsident beauftragt 
wurde, dieses Verfahren einzuleiten, 

f) es nach der unbefriedigenden Antwort des Rates vom 22. 
November 1982 am 24. Januar 1983 Klage beim Gerichts- 
hof erhoben hat, um feststellen zu lassen, daß der Rat 
dadurch gegen den Vertrag verstoßen hat, daß er es verab- 
säumte, eine gemeinsame Verkehrspoütik einzuführen - 
weü er den Rahmen hierfür nicht verbindlich festgelegt 
hatte -, und daß er es unterheß, über eine Reihe konkreter 
Vorschläge der Kommission, zu der es Stellimg genommen 
hatte, zu beschließen, 

g) die Kommission am 23. März 1983 beschlossen hat, die 
Rechtssache des Parlaments zu unterstützen und daß sich 
das Königreich der Niederlande am 22. Juni 1983 zur 
Unterstützung der Anträge des Rates eingeschaltet hat; 

2. stellt fest, daß der Gerichtshof 

a) die Zulässigkeit der Klage anerkannt und die beiden vom 
Rat angeführten Ablehnungsgründe, nämlich die fehlende 
Klagebefugnis des Parlaments und die Nichteinhaltung der 
in Artikel 175 des Vertrags vorgesehenen Bedingungen für 
die Einleitung eines Vertragsverletzungsverfahrens, 
ziQÜckgewiesen hat, 

b) bestätigt hat, daß es noch keine kohärenten Vorschriften 
gibt, die als gemeinsame Verkehrspohtik im Sinne von 
Artikel 74 und 75 des Vertrags bezeichnet werden können, 
daß dies jedoch nicht unbedingt eine Unterlassung dar- 
stellt, deren Charakter genügend bestimmt ist, um ein 
Vorgehen nach Artikel 175 des Vertrags zu rechtfertigen, 

c) dagegen gefolgert hat, daß in bezug auf die Dienstlei- 
stungsfreiheit auf dem Gebiet des internationalen Ver- 
kehrs und der Festlegrmg der Bedingimgen für die Zulas- 
sung von Verkehrsimtemehmem zum Verkehr innerhalb 
eines Mitghedstaates, in dem sie nicht ansässig sind, eine 
Untätigkeit des Rates vorhegt, da der Rat nicht vor dem (auf 
den 31. Dezember 1969 festgelegten) Ablauf der Über- 
gangszeit die notwendigen Maßnahmen getroffen hat, und 
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daß daher tatsächlich eine Verletzung des Vertrages gege- 
ben ist, 

d) in bezug auf die Unterlassung des Rates, über 16 Vor- 
schläge zu entscheiden, folgendes erklärt hat: 

— zu vier der fraglichen Vorschläge wurde seit der Klage- 
erhebung ein Rechtstext verabschiedet, 

— ein Vorschlag wurde vom Rat abgelehnt, 

— zu den Vorschlägen auf der Grxmdlage von Artikel 75 
Absatz 1 Unterabsätze a) imd b) betreffend den freien 
Dienstleistungsverkehr im Verkehrswesen hätten 
bereits innerhalb der vorgesehenen Frist Gemein- 
schaftsbestimmungen erlassen werden müssen, daher 
hegt Untätigkeit und Verletzung des Vertrags vor, 

— die Vorschläge, die nicht im Zusammenhang mit dem 
freien Dienstleistungsverkehr im Verkehrsbereich ste- 
hen, gehören zu der Kategorie der flankierenden Maß- 
nahmen zu den Liberahsierungsmaßnahmen, die zwar 
notwendig sind, deren Erlaß jedoch im freien Ermessen 
des Rates steht; 

3. äußert seine Genugtuimg über dieses Urteil, das es in Anbe- 
tracht seiner in vieler Hinsicht beträchthchen institutioneilen 
Bedeutung als ein wichtiges pohtisches Ereignis betrachtet; 
betont in diesem Zusammenhang, daß im Urteil festgelegt ist, 
daß der Ermessensspielraum des Rates insofern beschränkt 
ist, als er — innerhalb der im Vertrag festgelegten Fristen — 
verpflichtet ist, über Bestimmungen zu beschheßen, die ein- 
deutig im Vertrag genannt werden, und beauftragt daher alle 
seine Ausschüsse, die möghchen Auswirkungen des Urteüs 
auf die Bereiche, die in ihre Zuständigkeit fallen, aufmerksam 
zu prüfen; fordert ferner in der Überzeugung, daß dieses 
Urteil eine erhebhche Veränderung des Kräfteverhältnisses 
zwischen den Institutionen herbeigeführt hat, seinen Aus- 
schuß für Recht und Bürgerrechte, seinen Politischen Aus- 
schuß und seinen Institutionellen Ausschuß auf, dieses Urteü 
im Hinblick auf die Stärkung der Rolle des Parlaments im 
Beschlußfassungsprozeß der Gemeinschaft genau zu prüfen; 

4. betont diesbezüglich, daß zum ersten Male seit Bestehen der 
Gemeinschaft der Rat wegen Nichteinhaltimg des Vertrags 
durch Untätigkeit verurteilt wurde; 

5. begrüßt dieses Urteil, mit dem der Gerichtshof eindeutig die 
Behauptung des Parlaments anerkennt, daß die Einführung 
einer gemeinsamen Verkehrspolitik eine Notwendigkeit ist, 
die sich unmittelbar aus dem Vertrag ergibt; 

6. ist weiterhin — in Anerkennung des im Vertrag vorgesehenen 
Ermessensspielraums des Rates und ohne in irgendeiner 
Weise das diesbezügliche Urteil des Gerichtshofs anfechten 
zu wollen ^ überzeugt, daß der Rat auf der Grundlage der 
Vorschläge und Memoranden der Kommission sowie der aus- 
führlichen Stellungnahmen und Berichte des Parlaments und 
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des Wirtschafts- und Sozialausschusses über ausreichende 
Unterlagen für die Einführung einer diesbezüglichen gemein- 
samen Politikr zumindest was den Straßen-, Eisenbahn- und 
Binnenschiffsverkehr angeht, verfügte; 

7. kann daher den Argumenten nicht zustimmen, die der Rat in 
dem schriflichen und mündlichen Verfahren im Rahmen der 
Untätigkeitsklage als Rechtfertigung für seine Unterlassung, 
die zur Einführtmg einer gemeinsamen Politik in diesen drei 
Verkehrsbereichen unerläßlichen Mechanismen zu schaffen, 
angeführt hatte; bemerkt in diesem Zusammenhang, daß der 
Gerichtshof erklärt hat, daß die vom Rat angeführten objekti- 
ven Schwierigkeiten, die die notwendigen Fortschritte in 
Richtung auf eine gemeinsame Verkehrspolitik behindern, im 
Rahmen des Rechtsstreits zwischen Parlament und Rat uner- 
heblich sind; 

8. bemerkt, daß der Rat gemäß Artikel 176 des Vertrags ver- 
pflichtet ist, unverzüglich die Maßnahmen zu ergreifen, die 
die Ausführung des Urteüs erfordert, tmd daß er, wie im Urteil 
angegeben, hierfür über eine angemessene Frist verfügt; 

9. erwartet daher vom Rat baldmöglichst 

a) in Ausführung des Urteils: 

den Erlaß von Gemeinschaftsvorschriften, die für den 
freien Dienstleistungsverkehr im Verkehrswesen notwen- 
dig sind imd die sich auf folgendes beziehen: 

— den internationalen Verkehr aus oder nach dem 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates oder den Durch- 
gangsverkehr durch das Hoheitsgebiet eines oder meh- 
rer Mitgliedstaaten, 

— die Bedingungen für die Zulassimg von Verkehrsunter- 
nehmem zum Verkehr innerhalb eines Mitgliedstaates, 
in dem sie nicht ansässig sind; 

b) gleichlaufend dazu: 

die Einführung von Harmonisierungsmaßnahmen, die im 
Zusammenhang mit dieser Liberalisierung erforderlich 
sind, um schwerwiegende Störungen auf dem Straßen-, 
Eisenbahn- und Binnenschiffsverkehrsmarkt zu vermei- 
den, die sich aus zu ungleichen Wettbewerbsbedingungen 
für die verschiedenen Verkehrsarten zu Lande ergeben; 

10. hält es für unumgänglich, daß der Rat - auf Vorschlag der 
Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parla- 
ments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses ~ einen der 
in Artikel 189 EWG-Vertrag aufgeführten verbindlichen 
Rechtsakte erläßt, in dem der in Artikel 74 EWG-Vertrag 
vorgesehene ordnungspolitische Rahmen der gemeinsamen 
Verkehrspolitik festgelegt wird; 

11. ist der Auffassung, daß dieser ordnungspolitische Rahmen der 
gemeinsamen Verkehrspolitik sich auf folgende Elemente 
konzentrieren muß: 
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a) eine auf Gemeinschaftsebene abgestimmte Koordinierung 
der Rolle, die die verschiedenen Verkehrsträger im Ver- 
kehrssystem der Gemeinschaft einnehmen sollen, unter 
angemessener Berücksichtigimg der Interessen der Ver- 
kehrswirtschaft und der dort beschäftigten Arbeitnehmer 
sowie der Gebote der Verkehrssicherheit, des rationellen 
Energieeinsatzes und des Umweltschutzes, 

b) einen verbindlichen Zeitplan, in dem der Rat sich selbst 
und die Mitgliedstaaten verpflichtet, die oben unter 9 a) 
und b) genannten Maßnahmen nach einem genau 
bestimmten Zeitplan in Kraft treten zu lassen; 

12. fordert die Kommission auf, einen Vorschlag für einen Ord- 
nungsrahmen, der den vorgenannten Anforderungen ent- 
spricht, alsbald dem Rat vorzulegen, der seinerseits innerhalb 
eines Jahres die nötigen Beschlüsse fassen sollte und ihm 
periodisch über die Folgemaßnahmen zu diesem UrteU 
Bericht zu erstatten; 

13. empfiehlt dem Rat dringend, den Ordnimgsrahmen der 
gemeinsamen Verkehrspolitik mit den verkehrspolitischen 
Konzeptionen deijenigen Drittländer abzustimmen, über 
deren Territorien bedeutende Transitverkehrsströme von 
bzw. nach Gemeinschaftsländern verlaufen; 

14. ist der festen Überzeugimg, daß größere Anstrengungen im 
Hinblick auf die Gewährleistung einer größeren Konvergenz 
zwischen den einzelstaatlichen Verkehrspolitiken und die 
Lösung der schwierigsten Probleme im Bereich der Beförde- 
rung zu Lande unternommen werden müssen, nämlich: 

— die Sanierung der Eisenbahnunternehmen und 

— der Abbau der strukturellen Überkapazität in der Binnen- 
schiffahrt, 

für die ebenfalls die Ausarbeitung von Mehijahresprogram- 
men wünschenswert wäre; 

15. mißt der Durchführung einer gemeinsamen Verkehrsinfra- 
strukturpolitik unter Zugrundelegung gemeinsamer Kriterien, 
wie sie Herr Klinkenborg in seinem diesbezüglichen Basisbe- 
richt (Dok. 1-1847/83) und der dazugehörigen Entschließung 
vom 12. März 1984^) befürwortet hat, besondere Bedeutung 
bei; diese Pohtik muß etwaige Auswirkungen auf Nachbar- 
länder berücksichtigen; betont außerdem die Notwendigkeit 
einer anspruchsvolleren und mutigeren Politik in diesem 
Bereich, die angemessenere Finanzienmgsmittel der Gemein- 
schaft voraussetzt; bekundet sein Interesse an dem neuen 
Bericht über eine nüttelfristige Politik in diesem Bereich, den 
die Kommission dem Rat in Kürze vorlegen imjd den Herr 
Hoffmann im Namen des federführenden Ausschusses einer 
gründlichen Prüfung imterziehen wird; 

16. ist der Ansicht, daß eine gemeinsame Verkehrspolitik neben 
den oben genannten grundlegenden Empfehlxmgen folgende 
Prioritäten berücksichtigen muß: 

3) Abi. Nr. C 104 vom 16. April 1984, S. 24 


6 



Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


— die Harmonisierung im sozialen, steuerlichen und techni- 
schen Bereich, 

— die Erleichterung der Grenzüberschreitungen innerhalb 
der Gemeinschaft durch die vollständige Abschaffimg der 
Kontrollen und administrativen Hindernisse, 

— eine Konzeption, die die drei Verkehrsarten stärker mitein- ^ 
ander verbindet und auf der Entwicklung des kombinierten 
Verkehrs und der Förderung integrierter Verkehrszentren 
beruht, 

— konkrete Maßnahmen im Hinblick auf die Förderung der 
Sicherheit im Straßenverkehr, 

— dynamischere Konzertierungsverfahren mit Drittländern, 
insbesondere den Ländern, die durch den inner gemein- 
schafüichen Transitverkehr auf ihrem Hoheitsgebiet stark 
belastet sind, jedoch auch mit den übrigen pluralistischen 
Demokratien Europas, sowie Verhandlimgen mit den Län- 
dern Osteuropas, 

— Aktionen im Hinblick auf eine bessere Nutzung imd/oder 
die Einführung neuer hochentwickelter Technologien, 

— spezifische Aktionen zugimsten der Regionen und Inseln in 
Randgebieten, die durch ihre Entfernung vom Zentrum der 
Gemeinschaft benachteiligt sind; 

17. betont, daß diese Liste nicht als erschöpfend angesehen wer- 
den kann, da es sinnlos wäre, alle prioritären Maßnahmen 
aufzuführen, die in seinen zahlreichen Initiativberichten über 
spezifische Fragen empfohlen werden; betont ferner, daß 
diese Liste keinerlei Vorschläge für die Zivilluftfahrt und den 
Seeverkehr enthält, die derzeit noch geprüft werden; 

18. warnt den Rat vor jedem Versuch, die Frist für die Beschluß- 
fassimg gemäß Artikel 75 Absatz 1 a) imd b) des Vertrags 
unter dem Vorwand hinauszuzögern, daß er zunächst die 
Schlußfolgerungen, die aus dem Urteü des Gerichtshofs zu 
ziehen seien, gründlich prüfen wolle; dadurch würde dem 
Urteü der praktische Nutzen genommen und die Bedeutung 
einer Untätigkeitsklage und damit das Prestige des Gerichts- 
hofs beeinträchtigt; 

19. bedauert in diesem Zusammenhang, daß der Rat, nachdem er 
die Abhaltung einer Sondertagung beschlossen hatte, um die 
im Urteü geforderten Bestimmimgen festztüegen, am 24. Juni 
1985 nicht in der Lage war, auch nur einen Rechtsakt zu 
erlassen, aus dem die zu fassenden Beschlüsse deutiich 
würden; 

20. hofft jedoch, daß dieses Urteü, das im übrigen mit dem ersten 
wirkhchen Versuch des Rates, ein Rahmenprogramm aufzu- 
steUen, zusammenfäUt, endlich einen entscheidenden Durch- 
bruch in Richtimg auf die Einführung einer echten gemeinsa- 
men Verkehrspolitik, wie sie das Parlament seit vielen Jahren 
fordert, ermöglicht; 
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21. ist zuversichtlich, daß seine Klage und das Urteil des Gerichts- 
hofs den Bürgern der Gemeinschaft auf jeden Fall gezeigt 
haben, wer für das Fehlen einer solchen Politik verantwortlich 
ist; 

22. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung und den 
dazugehörigen Bericht seines Ausschusses dem Rat und der 
Kommission sowie den Parlamenten der Mitgliedstaaten zu 
übermitteln. 
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